
 

  

S 5 SB 382/19

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Entschädigungs-/Schwerbehindertenrecht
Abteilung 18
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Abwägung

GdB
Merkzeichen "aG"
Vollstreckbarkeit
Vollstreckungsfähigkeit

Leitsätze Zur vorläufigen Vollstreckbarkeit einer
erstinstanzlichen Gerichtsentscheidung,
mit der ein höherer GdB und das
Merkzeichen "aG"zuerkannt wurden.

Normenkette SGB IX § 146
SGB IX § 152
SGG § 199 Abs. 1 Nr. 1
StVG § 6 Abs. 1 Nr. 14
StVO § 46 Abs. 1 Nr. 11

1. Instanz

Aktenzeichen S 5 SB 382/19
Datum 24.08.2020

2. Instanz

Aktenzeichen L 18 SB 160/20 ER
Datum 01.12.2020

3. Instanz

Datum -

I. Der Antrag, die Vollstreckung aus dem Gerichtsbescheid vom 24.08.2020
auszusetzen, wird abgelehnt.

II. Der Antragsteller hat der Antragsgegnerin die auÃ�ergerichtlichen Kosten des
Verfahrens L 18 SB 160/20 ER zu erstatten.

GrÃ¼nde:
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I.

Zwischen den Beteiligten sind im Hauptsacheverfahren (Az. des Sozialgerichts
WÃ¼rzburg â�� SG â�� S 5 SB 382/19; Az. des Bayerischen Landessozialgerichts
â�� LSG â�� L 18 SB 148/20) die Zuerkennung eines hÃ¶heren Grades der
Behinderung (GdB) sowie des Merkzeichens aG streitig. Vorliegend geht es um die
Vollstreckbarkeit eines dem klÃ¤gerischen Begehren stattgebenden
Gerichtsbescheids des SG.

Mit Bescheid vom 08.02.2018 hatte der Beklagte der KlÃ¤gerin einen GdB von 50
zuerkannt. Die Zuerkennung eines hÃ¶heren GdB und (unter anderem) des
Merkzeichens aG lehnte der Beklagte mit Bescheid vom 07.08.2018
(Widerspruchsbescheid vom 07.12.2018) ab. Dagegen erhob die KlÃ¤gerin Klage.
Das SG holte auf der Grundlage des Â§ 106 Sozialgerichtsgesetz (SGG) ein
Gutachten des Facharztes fÃ¼r Psychiatrie und Psychotherapie Dr. S. (S) vom
15.06.2020 ein.

Mit Gerichtsbescheid vom 24.08.2020 verurteilte das SG den Beklagten unter
AbÃ¤nderung der Bescheide vom 07.08. 2018 und 07.12.2018, die bei der
KlÃ¤gerin vorliegenden Behinderungen mit einem Gesamt-GdB von 100 ab Mai
2018 zu bewerten und die gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r die Merkzeichen
G, B und aG zuzuerkennen. Die Bewertung des gerichtsÃ¤rztlichen
SachverstÃ¤ndigen S, der die GesundheitsstÃ¶rungen mit einem GdB von 100
bewertet habe, sei nicht zu beanstanden. Auch unter BerÃ¼cksichtigung des fÃ¼r
das SG im Klageverfahren S 6 R 411/16 erstellten Gutachtens des Neurologen und
Psychiaters Dr. K. vom 07.11. 2017 sei die Einordnung der Erkrankung der KlÃ¤gerin
auf psychiatrischem Fachgebiet als schwere StÃ¶rung mit schweren sozialen
Anpassungsschwierigkeiten mit einem GdB von 100 angemessen. Auch die
gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r die Zuerkennung des Merkzeichens aG
lÃ¤gen vor. S bestÃ¤tige, dass die KlÃ¤gerin aufgrund der psychogenen
BeeintrÃ¤chtigung der GehfÃ¤higkeit und Fortbewegung dauerhaft auch fÃ¼r sehr
kurze Entfernungen auf die Verwendung eines Rollstuhls angewiesen sei. S komme
zu dem Ergebnis, dass die KlÃ¤gerin in AbhÃ¤ngigkeit von ihrer Tagesform sich
dauernd nur mit groÃ�er Anstrengung und regelmÃ¤Ã�ig auch nur mit fremder Hilfe
auÃ�erhalb des Kfz bewegen kÃ¶nne und infolge ihrer BeeintrÃ¤chtigungen nicht
mehr in der Lage sei, Wegstrecken Ã¼ber 100 m ohne Rollstuhl zu bewÃ¤ltigen.

Dagegen legte der Beklagte Berufung zum LSG ein mit dem Antrag, den
Gerichtsbescheid des SG insoweit aufzuheben, als eine Verurteilung zur Feststellung
eines hÃ¶heren GdB von 50 sowie zur Zuerkennung des Merkzeichens aG erfolgt
sei. Die Verurteilung sei nicht haltbar. BezÃ¼glich des klÃ¤gerischen
RestgehvermÃ¶gens sei auf die DurchfÃ¼hrung einer kÃ¶rperlichen Untersuchung
verzichtet worden. Es sei auch keine Ã�berprÃ¼fung der aktenkundigen Befunde
auf ihre SchlÃ¼ssigkeit hin erfolgt, obwohl beispielsweise im aktuellen
Entlassungsbericht der geriatrischen Rehabilitationsklinik A-Stadt vom 21.02.2020
ein selbststÃ¤ndiges und sicheres Gehen ohne Hilfe von 100 m angegeben werde.
Es wÃ¼rden keine manifesten Paresen und vor allem keine Muskulatrophien an den
Beinen angegeben, was bei einer erheblichen GangstÃ¶rung jedoch zu erwarten
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wÃ¤re.

Ferner hat der Beklagte beantragt,
die Vollziehung des Gerichtsbescheids des Sozialgerichts WÃ¼rzburg vom
24.08.2020 bezÃ¼glich der Zuerkennung eines hÃ¶heren GdB von 50 und des
Merkzeichens aG auszusetzen.

Zur BegrÃ¼ndung trÃ¤gt der Beklagte vor, die KlÃ¤gerin bestehe trotz
entsprechenden Hinweises in der BerufungsbegrÃ¼ndung des Beklagten auf
vorlÃ¤ufige AusfÃ¼hrung der Verurteilung. Das Ã¼berwiegende Interesse an der
Aussetzung des Vollzugs der erstinstanzlichen Entscheidung bestehe darin, dass mit
dem Merkzeichen aG eine Sonderparkerlaubnis auf sogenannten
BehindertenparkplÃ¤tzen bei den StraÃ�enverkehrsbehÃ¶rden beantragt werden
kÃ¶nne. BehindertenparkplÃ¤tze seien in BallungsrÃ¤umen â�� auch am Wohnort
der KlÃ¤gerin in A-Stadt â�� nicht in ausreichendem MaÃ�e vorhanden. Auch seien
BehindertenparkplÃ¤tze nicht beliebig erweiterbar. Es bestehe damit ein
erhebliches Ã¶ffentliches Interesse an der Freihaltung dieses Parkraums nur fÃ¼r
den auÃ�ergewÃ¶hnlich beeintrÃ¤chtigten, hierfÃ¼r berechtigten Personenkreis.
Das Vorliegen einer auÃ�ergewÃ¶hnlichen Gehbehinderung sei bei der KlÃ¤gerin
wie ausgefÃ¼hrt nicht nachgewiesen. Die objektive Feststellungslast liege jedoch
bei ihr.

II.

Der nach Â§ 123 SGG analog im oben genannten Sinne auszulegende Antrag des
Beklagten auf Aussetzung der Vollstreckung war abzulehnen.

GemÃ¤Ã� Â§ 199 Abs. 2 Satz 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) kann der Vorsitzende
des Gerichts, das Ã¼ber das Rechtsmittel zu entscheiden hat, die Vollstreckung
durch einstweilige Anordnung aussetzen, wenn ein Rechtsmittel keine
aufschiebende Wirkung hat. GemÃ¤Ã� Â§ 199 Abs. 2 Satz 1 SGG kann der
Vorsitzende die Aussetzung und Vollstreckung von einer Sicherheitsleistung
abhÃ¤ngig machen; die Â§Â§ 108, 109, 113 der Zivilprozessordnung (ZPO) gelten
entsprechend.

Die vom Beklagten eingelegte Berufung hat von Gesetzes wegen keine
aufschiebende Wirkung, weil die Vollstreckbarkeit von Urteilen bzw. hier des
Gerichtsbescheids der gesetzlichen Regelung entspricht (Â§ 199 Abs. 1 Nr. 1 SGG)
und gesetzliche Ausnahmen nicht vorliegen. Die Voraussetzungen des Â§ 154 Abs. 2
SGG ("Zahlungen vor Erlass der angefochtenen Gerichtsentscheidung") sind
vorliegend nicht erfÃ¼llt.

Der vom SG ausgesprochene Gerichtsbescheid hat auch einen vollstreckbaren
Inhalt. HierfÃ¼r ist allein die Urteilsformel maÃ�gebend (BSG 4. Senat vom
06.08.1999, B 4 RA 25/98 B juris Rn 13). Vorliegend hat das SG den Beklagten (u.a.)
zur Zuerkennung eines Gesamt-GdB von 100 und des Merkzeichens aG verurteilt.
Die Vollstreckung einer solchen Entscheidung erfolgt nach Â§ 201 Abs. 1 Satz 1 SGG
. Die Vorschrift, nach der das Gericht des ersten Rechtszuges auf Antrag ein
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Zwangsgeld androhen und festsetzen kann, benennt ausdrÃ¼cklich die in Â§ 131
SGG aufgefÃ¼hrten Urteile, in denen einer BehÃ¶rde â�� wie hier â�� eine
Verpflichtung auferlegt wurde.

Der Antrag des Beklagten, die Vollstreckung aus dem mit der Berufung
angegriffenen, vollstreckungsfÃ¤higen Gerichtsbescheid des SG vom 24.08.2020
auszusetzen, war nach einer AbwÃ¤gung der Interessen abzulehnen, da das
Vollstreckungsinteresse der KlÃ¤gerin hÃ¶her zu bewerten ist als das
Aussetzungsinteresse des Beklagten.

Im Rahmen der zu treffenden Aussetzungsentscheidung nach Â§ 199 Abs. 2 SGG
musste eine AbwÃ¤gung des Interesses des VollstreckungsglÃ¤ubigers an der
Vollziehung gegenÃ¼ber dem Interesse des Vollstreckungsschuldners daran, nicht
vor endgÃ¼ltiger Klarstellung "leisten" zu mÃ¼ssen, unter Einbeziehung der
Erfolgsaussicht des Rechtsmittels erfolgen (vgl. dazu BSG, Beschluss vom
05.09.2001, B 3 KR 47/01 R). Das Ergebnis dieser AbwÃ¤gung fÃ¼hrt zur
Ablehnung des Aussetzungsantrags oder eben zur Aussetzung der Vollstreckung,
ein Ermessen des Gerichts besteht nicht. Der Wortlaut des Â§ 199 Abs 2 SGG ist
insofern irrefÃ¼hrend (vgl. dazu BSG, Beschluss vom 06.08.1999, B 4 RA 25/98 B, 
SozR 3-1500 Â§ 199 Nr 1: Gebundene Entscheidung "Kompetenz â�� Kann", vgl.
zum Ermessen auch BSG vom 05.09.2001, B 3 KR 47/01 R juris RdNr 7). Die
Erfolgsaussicht des Rechtsmittels fungiert als ein AbwÃ¤gungsbelang, der
gegebenenfalls entscheidend ins Gewicht fallen kann, z.B. wenn die
Erfolgsaussichten der Berufung offensichtlich sind (vgl. dazu BSG, Beschluss vom
05.09.2001, B 3 KR 47/01 R). Ferner sind gegebenenfalls die Nachteile
gegeneinander abzuwÃ¤gen, die bei Vollstreckung bzw. Nichtvollstreckung des
Urteils eintreten wÃ¼rden (vgl. zur AbwÃ¤gung im Eilverfahren im Sinne einer
solchen "Doppelhypothese" z.B. BVerfG vom 15.03.2010, 1 BvR 722/10 juris Rn 10
â�� 12); die diesbezÃ¼gliche gesetzgeberische Wertung ist in die AbwÃ¤gung
einzubeziehen.

Die summarische PrÃ¼fung der Erfolgsaussicht des Rechtsmittels spricht weder
fÃ¼r noch gegen einen Erfolg der Berufung der Beklagten. Jedenfalls lÃ¤sst sich
keine offensichtliche Erfolgsaussicht der Berufung feststellen. WÃ¤hrend das SG,
gestÃ¼tzt auf das Gutachten des S, die Voraussetzungen fÃ¼r einen GdB von 100
und das Merkzeichen aG bejaht, nimmt der Beklagte, gestÃ¼tzt auf
versorgungsÃ¤rztliche Stellungnahmen und aktenkundige Befundberichte, an, eine
ErhÃ¶hung des GdB sei nicht gerechtfertigt und eine auÃ�ergewÃ¶hnliche
Gehbehinderung sei nicht nachgewiesen Eine endgÃ¼ltige WÃ¼rdigung des
medizinischen Sachverhalts ist hier nicht vorzunehmen. Dies bleibt dem
Berufungsverfahren vorbehalten.

Ausschlaggebend fÃ¼r das unter BerÃ¼cksichtigung der gesetzgeberischen
Wertung gefundene AbwÃ¤gungsergebnis war vorliegend, dass die auf Seiten der
KlÃ¤gerin bei Nichtvollstreckung des Gerichtsbescheids (und dessen spÃ¤terer
BestÃ¤tigung im Berufungsverfahren) eintretenden Nachteile schwerer wiegen als
die auf Seiten des Beklagten bei Vollstreckung des Gerichtsbescheids (und dessen
spÃ¤terer Aufhebung im Berufungsverfahren) eintretenden Nachteile (vgl. zur
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AbwÃ¤gung bei Leistungsklagen und zum Aspekt des nicht zu ersetzenden
Nachteils LSG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 09.10.2008, L 3 U 593/08 ER; LSG
Bayern vom 27.08.2008, L 2 U 236/08 ER; LSG Bayern vom 14.01.2009, L 17 U
353/08 ER). Zu berÃ¼cksichtigen war dabei auch, dass nach Â§ 719 Abs 1 iVm Â§
707 ZPO der Vollstreckungsschuldner, hier also die Beklagte, darlegen und
glaubhaft machen muss, dass ihm durch die Vollstreckung ein nicht zu ersetzender
Nachteil entstehen wÃ¼rde, dass ihm also in der konkreten Vollstreckungssituation
besondere Nachteile entstehen, d.h. solche, die nicht regelmÃ¤Ã�ig mit der
gesetzlich vorgesehenen Vollstreckbarkeit nicht rechtskrÃ¤ftiger Urteile der
Sozialgerichte ohne Sicherheitsleistung einhergehen, wenn er vor rechtskrÃ¤ftigem
Abschluss des Rechtsstreits leisten muss (vgl. LSG Berlin-Brandenburg, Beschluss
vom 09.10.2008, L 3 U 593/08 ER juris RdNr 7).

Dabei verkennt das Gericht nicht, dass bei Vollstreckung des Gerichtsbescheids und
dessen spÃ¤terer Aufhebung die Nutzung der Nachteilsausgleiche irreversibel zu
Unrecht erfolgt wÃ¤re. Dieses Risiko ist aber, auch nach der gesetzgeberischen
Grundentscheidung,

in Kauf zu nehmen, da die bei der KlÃ¤gerin mÃ¶glicherweise eintretenden Folgen
bei Nichtvollstreckung des Gerichtsbescheids und dessen spÃ¤terer BestÃ¤tigung
im Rechtsmittelverfahren schwerer wiegen. Denn dies wÃ¼rde â�� ebenfalls
irreversibel â�� bedeuten, dass sie trotz der dann bestÃ¤tigten erheblichen
BeeintrÃ¤chtigungen die ihr rechtlich zustehenden Nachteilsausgleiche fÃ¼r einen
gegebenenfalls nicht unerheblichen Zeitraum bis zur Rechtskraft der
erstinstanzlichen Entscheidung nicht nutzen konnte.

In diesem Zusammenhang ist hervorzuheben, dass ein besonderer Nachteil im
Sinne des Â§719 Abs 1 iVm Â§ 707 ZPO, also ein Nachteil, der nicht regelmÃ¤Ã�ig
mit der gesetzlich vorgesehenen Vollstreckbarkeit nicht rechtskrÃ¤ftiger Urteile der
Sozialgerichte ohne Sicherheitsleistung einhergeht, vom Beklagten nicht glaubhaft
gemacht worden (Â§ 719 Abs 1 iVm Â§ 707 ZPO) und auch sonst (Â§ 103 SGG) nicht
ersichtlich ist. Der Beklagte und Antragsteller begrÃ¼ndet seinen
Aussetzungsantrag im Wesentlichen mit dem Ã¶ffentlichen Interesse an der
Freihaltung des Parkraums auf BehindertenparkplÃ¤tzen fÃ¼r auÃ�ergewÃ¶hnlich
beeintrÃ¤chtigte Personen. Dieses Argument impliziert das Nichtvorhandensein
einer entsprechenden BeeintrÃ¤chtigung bei der KlÃ¤gerin. Gerade darum geht es
aber bei der Ã�berprÃ¼fung der erstinstanzlichen Entscheidung, die vom Vorliegen
einer solchen BeeintrÃ¤chtigung ausgeht. Im Ergebnis begrÃ¼ndet der Beklagte
damit den Antrag auf Aussetzung nur mit der (angeblichen) Rechtswidrigkeit der
erstinstanzlichen Entscheidung. Dies ist fÃ¼r ein Abweichen von der gesetzlich
vorgesehenen Vollstreckbarkeit des erstinstanzlichen Gerichtsbescheids keinesfalls
ausreichend. Dass durch die Vollstreckung eintretende Nachteile hier im konkreten
Fall nachtrÃ¤glich nicht mehr rÃ¼ckgÃ¤ngig gemacht und nicht ausgeglichen
werden kÃ¶nnen, liegt in der Natur der Sache und ist daher auch mit Blick auf die
gesetzgeberische Grundentscheidung der grundsÃ¤tzlichen Vollstreckbarkeit
erstinstanzlicher Entscheidungen hinzunehmen.

Insgesamt liegt keine Ã¼berwiegende Wahrscheinlichkeit fÃ¼r das Vorliegen eines
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bei vorlÃ¤ufiger Zuerkennung eines hÃ¶heren GdB von 50 und des Merkzeichens aG
auf Seiten der Beklagten entstehenden Ã¼berwiegenden Nachteils im oben
genannten Sinne vor.

Der Antrag auf Aussetzung der Vollstreckung war nach alledem abzulehnen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG analog.

Diese Entscheidung ist unanfechtbar, Â§ 177 SGG; sie kann aber jederzeit
aufgehoben werden (Â§ 199 Abs 2 Satz 3 SGG).

Erstellt am: 11.12.2020

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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